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In einer Traditionslinie mit Heinrich Himmler?
Im letzten Jahr erschien eine über 800 Seiten umfassende Studie

zum Bundesministerium des Innern – einem der wichtigsten Quer-
schnittsressorts auf Bundesebene – und seinem Pendant in der
DDR. Ziel dieser Studie, deren Untersuchungszeitraum 1969/1970
endet, war es, Kontinuitäten sachlicher und personeller Natur
»nach dem Nationalsozialismus« in den Innenministerien der bei-
den deutschen Teilstaaten zu erforschen. Damit ist – aus öffentli-
chen Mitteln finanziert und in einem politischen Vorgaben folgen-
den Forschungsdesign – eine weitere voluminöse Studie zur Minis-
terialverwaltung der Nachkriegszeit entstanden.

Den Anfang einer langen Reihe von Projekten der Auftrags-
forschung zu NS-Geschichte und NS-Belastung hatten seit den
1980er Jahren deutsche (und auch Schweizer) Wirtschaftsunter-
nehmen, Banken und Versicherungen gemacht, die ihre eigene
Unternehmensgeschichte und die Verstrickung in die NS-Verbre-
chenskomplexe, insbesondere den Holocaust untersuchen ließen1.
Dies geschah zumeist jedoch erst unter dem Druck von Sammel-
klagen in den USA. Erst unter diesem Druck wurden die Inhaber
herrenloser Konten und Versicherungspolicen entschädigt. Später
folgte die Entschädigung der Zwangs- und Sklavenarbeiter/-innen
der NS-Wirtschaft. Beides machte eine Erforschung der Unterneh-
mensgeschichten notwendig. Kritiker konnten nicht umhin, in die-
ser Forschung einen vom Shareholder-Value nicht unbeeinfluss-
ten Wunsch nach »Reinwaschung« zu sehen, einer Katharsis, durch

1 Vgl. hierzu etwa die Studie zur Geschichte der Allianz: Gerald D. Feldman,
Die Allianz und die deutsche Versicherungswirtschaft 1933–1945; München
2001, sowie die Selbstdarstellung des Konzerns heute: »Allianz im Natio-
nalsozialismus«; Zu der schon in den 1980er Jahren beginnenden Aufar-
beitung des Daimler Benz-Konzerns mit einer offiziösen Studie (Hans Pohl,
Stephanie Habeth, Beate Brüninghaus, Die Daimler-Benz AG in den Jahren
1933 bis 1945, Wiesbaden 1986 (Zeitschrift für Unternehmensgeschichte.
Beiheft, 47)), die viel Kritik erntete, und einer unabhängigen Studie (Das
Daimler-Benz-Buch. Ein Rüstungskonzern im »Tausendjährigen Reich«,
hg. von der Hamburger Stiftung für Sozialgeschichte des 20. Jahrhunderts
unter der Mitwirkung von Peter Barth, Helmuth Bauer u. a., Nördlingen
1987), vgl.: Hans Mommsen, Bündnis zwischen Dreizack und Hakenkreuz,
in: Der Spiegel, 1987/20, S. 118–129. Zur heutigen Darstellung der Unter-
nehmensgeschichte: »Daimler Benz in der Zeit des Nationalsozialismus
1933–1945«.
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die auch im Wettbewerb nachteilige »Schatten der Vergangenheit«
abgestreift werden sollten2.

Es dauerte noch einige weitere Jahre, bevor auch Behörden
damit begannen, sich mit der NS-Geschichte ihrer Vorgängerin-
stitutionen und ihres Personals zu befassen. Als der Verfasser als
Referent im Bundesministerium des Innern (BMI) kurz nach der
Jahrtausendwende im Zuge seiner eigenen Forschung zum Staats-
sekretär im Reichsministerium des Innern, Wilhelm Stuckart3,
anregte, dass sich das BMI mit seiner NS-(Vor-)Geschichte beschäf-
tigen solle, wurde ihm von einem Kollegen aus der Leitungsebene
übermittelt, dass Bundesminister Otto Schily dieses Ansinnen
brüsk zurückgewiesen habe: Er wolle sich doch nicht in eine Tra-
dition mit Heinrich Himmler stellen lassen. So hatte es Anfang der
1960er Jahre tatsächlich die DDR-Propaganda dargestellt; das Neue
Deutschland titelte: »Himmlers Schergen in Schröders Diensten«
und bezeichnete das Bonner Innenministerium als »Faschisten-
nest«4.

Es dauerte bis zum Jahre 2005 bis das Auswärtige Amt (AA) – als
erstes Bundesministerium – eine Unabhängige Historikerkommis-
sion einberief und sie damit beauftragte, seine Geschichte »in der
Zeit des Nationalsozialismus, den Umgang mit dieser Vergangen-
heit nach der Wiedergründung des Auswärtigen Amts (AA) 1951
und die Frage personeller Kontinuität bzw. Diskontinuität nach
1945« zu erforschen. Dies geschah, obschon die Rolle des AA und
die NS-Belastungen der Diplomaten – im Vergleich zum Innenres-
sort – bereits recht gut erforscht waren5. Den Anlass für die Einbe-

2 Vgl. etwa das Interview mit Allianz-Vorstandschef Henning Schulte-Noelle
und dem US-Historiker Gerald D. Feldman in: Welt am Sonntag, 16.09.
2001: »Schatten aus dem Dritten Reich«.
3 Vgl. Hans-Christian Jasch, Zur Rolle der Innenverwaltung im Dritten Reich
bei der Vorbereitung und Organisation des Genozids an den Europäischen
Juden: Der Fall des Dr. Wilhelm Stuckart (1902–1953), in: Die Verwaltung
(43/2010), 2, S. 217–271; ders., Staatssekretär Dr. Wilhelm Stuckart. Der
Vertreter des Reichsministeriums des Innern auf der Wannsee-Konferenz
und sein Prozess in Nürnberg, in: Einsicht 7/2012, S. 28–38; ders., Staats-
sekretär Wilhelm Stuckart und die Judenpolitik – Der Mythos von der sau-
beren Verwaltung, München 2012 (Studien zur Zeitgeschichte, 84); ders.,
Civil Service Lawyers and the Holocaust: The Case of Wilhelm Stuckart, in:
Alan E. Steinweis, Robert D. Rachling (Hg.), The Law in Nazi Germany. Ideo-
logy, Opportunism, and the Perversion of Justice, New York, Oxford, 2013,
S. 37–61; ders., Christoph Kreutzmüller (Hg.), Die Teilnehmer. Die Männer
der Wannsee-Konferenz, Berlin 2017.
4 Albert Norden: Himmlers Schergen in Schröders Diensten, in: Neues
Deutschland, 14.1.1961, S. 3. Gemeint war der damalige Bundesminister
des Innern, Gerhard Schröder (CDU, 1910–1989).
5 Hierzu trug auch die Edition der ADAP bei: Akten zur deutschen aus-
wärtigen Politik. 1918–1945. Aus dem Archiv des Auswärtigen Amtes, hg.
vom Auswärtigen Amt, Politisches Archiv und Historisches Referat, Göttin-
gen u. a. 1950–1995, Serie A bis Serie E, sowie mit abschließendem Ergän-
zungsband: Gesamtpersonenverzeichnis, Portraitphotos und Daten zur
Dienstverwendung, Anhänge. 1918–1945. Aus dem Archiv des Auswärti-
gen Amtes, Göttingen 1995. Zur Forschung vgl. Christopher Browning, The
Final Solution and the German Foreign Office. A Study of Referat D III of
Abteilung Deutschland, 1940–43, New York 1978; ders., The Origins of the
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rufung der Historikerkommission im AA bildete ein hausinterner
Streit um die Nachrufpraxis, die auch ehemalige NS-Diplomaten
nicht ausschloss. Nicht zuletzt wohl unter dem Druck von parla-
mentarischen Anfragen6 zogen weitere Bundesministerien und -
behörden nach, erst recht nachdem im Oktober 2010 die Histori-
kerkommission des AA ihren Abschlussbericht »Das Amt und die
Vergangenheit« vorgelegt hatte, um den sich eine kontroverse
öffentliche Debatte entwickelte7.

Im Koalitionsvertrag der 18. Legislaturperiode des Deutschen
Bundestages zwischen CDU, CSU und SPD, vom 27. November
2013, verschrieb sich die Koalition dem Ziel, die Aufarbeitung der
NS-Vergangenheit von Ministerien und Bundesbehörden voranzu-
treiben und in einer Bestandsaufnahme den aktuellen Forschungs-
stand und bestehende Forschungsbedarfe zur Aufarbeitung der
frühen Nachkriegsgeschichte von Ministerien und Behörden in der
Bundesrepublik Deutschland und der DDR zu ermitteln8.

Auch der aktuelle Koalitionsvertrag vom 7. Februar 2018 legt
fest: »Auch die fortgesetzte Aufarbeitung der NS-Vergangenheit
von Ministerien, Bundesbehörden sowie des Deutschen Bundes-
tags wird weiter unterstützt«9.

Final Solution : The Evolution of Nazi Jewish Policy, September 1939–March
1942 (mit Beiträgen von Jürgen Matthäus), Lincoln, NE 2004; Hans-Jürgen
Döscher, Das Auswärtige Amt im Dritten Reich. Diplomatie im Schatten
der »Endlösung«. Berlin 1987; ders., Verschworene Gesellschaft. Das Aus-
wärtige Amt unter Adenauer zwischen Neubeginn und Kontinuität, Berlin
1995; ders., Seilschaften. Die verdrängte Vergangenheit des Auswärtigen
Amts, Berlin 2005; Sebastian Weitkamp, Braune Diplomaten. Horst Wagner
und Eberhard von Thadden als Funktionäre der »Endlösung«, Bonn 2008.
6 Vgl. etwa die umfangreiche Große Anfrage der Abgeordneten Jan Korte,
Sevim Dagdelen, Ulla Jelpke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die
Linke zum »Umgang mit der NS-Vergangenheit« vom 6. Dezember 2010
– Drucksache 17/4126; mit Antwort der Bundesregierung; vgl. auch BT-
Drucksachen 17/6297 (28.6.2011), 17/ 6318 (29.6.2011) sowie das Plenar-
protokoll: Deutscher Bundestag, 17. Wahlperiode, 117. Sitzung, 30. Juni
2011. Plenarprotokoll 17, 117, S. 13604–13613.
7 Vgl. Christian Mentel: Die Debatte um »Das Amt und die Vergangenheit«,
in: APuZ, 62 (2012), S. 32–34, 38–46; Martin Sabrow, Christian Mentel (Hg.),
Das Auswärtige Amt und seine umstrittene Vergangenheit. Eine deutsche
Debatte, Frankfurt a. M. 2014; sowie die Sammelrezension von Dominique
Trimbur, Le ministère allemand des Affaires étrangères entre Troisième
Reich et République fédérale d’Allemagne, in: Francia 42 (2015), S. 371–
385. In der Gedenk- und Bildungsstätte Haus der Wannsee-Konferenz fand
hierzu am 13. und 14. Oktober 2016 ein zweitägiger Workshop statt.
8 »Deutschlands Zukunft gestalten. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU
und SPD«, S. 91. Hingewiesen sei auf den Forschungsüberblick, der an den
beiden Forschungsinstituten (IfZ, ZZF) erstellt worden war: Christian Men-
tel, Niels Weise, Die zentralen deutschen Behörden und der Nationalsozia-
lismus. Stand und Perspektiven der Forschung, hg. von Frank Bösch, Mar-
tin Sabrow und Andreas Wirsching, München, Potsdam 2016.
9 »Ein neuer Aufbruch für Europa – Eine neue Dynamik für Deutschland –
Ein neuer Zusammenhalt für unser Land«, S. 168.
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In diesem Umfeld entstand auch die vorliegende Studie, die
den Auftakt zu einer Reihe von Einzeluntersuchungen bildet10.
Sie enthält zahlreiche interessante Ansätze, um der Verwaltungs-
geschichte und der neueren Zeitgeschichte in Deutschland neue
Impulse zu verleihen.

Positiv hervorzuheben ist zunächst – obwohl dies eigentlich ein
Gebot akademischer Redlichkeit ist – , dass in der Studie »Hüter
der Ordnung« nicht nur die Direktoren der beiden zeithistorischen
Großforschungseinrichtungen, des Zentrums für Zeithistorische
Forschung in Potsdam und des Institut für Zeitgeschichte Mün-
chen/Berlin, Frank Bösch und Andreas Wirsching, die auch als Her-
ausgeber fungieren, prominent in Erscheinung treten. Die acht
überwiegend jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
durften ihre Beiträge namentlich kennzeichnen11. Unter diesen
waren allerdings nur zwei, die schon vor dem Projekt durch ein-
schlägige Monographien zum Forschungsgegenstand in Erschei-
nung getreten waren12. Dies hat stellenweise zu einem frischen
unverstellten Blick beim Forschen beigetragen, lässt aber manch-
mal auch Erfahrungswissen bei der Einordnung und Bewertung der
Forschungsergebnisse vermissen.

Wünschenswert wäre beispielsweise gewesen, dass das For-
schungsprojekt eine Einordnung in eine weitergehende europäi-
sche Perspektive, etwa die des »Postwar« Europe (Tony Judt) vor-
genommen und nach den 1945 herrschenden Bedingungen für
die Demokratisierung und Befriedung des Kontinents gefragt
hätte. Angesichts der Bedeutung der Systemkonfrontation des
Kalten Krieges, die in der Gegenüberstellung der Innenministe-
rien der beiden deutschen Teilstaaten eine zentrale Rolle spielte,
wäre dies bestimmt ertragreich gewesen. Vielleicht liegt diese man-
gelnde europäische Kontextualisierung aber auch am Forschungs-
gegenstand: Kontinuitätsstudien zur Ministerialverwaltung nach
1945 dürften in Europa nahezu einzigartig sein. Der personelle
Umgang mit Besatzungs- und Kollaborationsgeschichte der west-
lichen Nachbarstaaten und die Ausgangsbedingungen der dorti-
gen Nachkriegsentwicklung hätten ansonsten sicherlich eine span-
nende Vergleichsgrundlage geboten. Dies hätte allerdings auch ein

10 Die erste dieser Studien ist kürzlich erschienen: Martin Diebel, »Die
Stunde der Exekutive«. Das Bundesinnenministerium und die Notstands-
gesetze 1949–1968, Göttingen 2019 (Veröffentlichungen zur Geschichte
der deutschen Innenministerien nach 1945, 2).
11 Bei den Präsentationen der Studien zum Auswärtigen Amt (»Das Amt«)
und zur Nachkriegsgeschichte des Bundesjustizministeriums (»Die Rosen-
burg«) wurde der Umstand kritisiert, dass nur die Leiter der jeweiligen For-
schungsprojekte prominent sichtbar wurden. Vgl. Eckart Conze, Norbert
Frei, Peter Hayes, Moshe Zimmermann, Das Amt und die Vergangenheit.
Deutsche Diplomaten im Dritten Reich und in der Bundesrepublik, Mün-
chen 2010; Manfred Görtemaker, Christoph Safferling, Die Akte Rosen-
burg. Das Bundesjustizministerium und die NS-Zeit, München 2016.
12 Vgl. etwa Frieder Günther, Denken vom Staat her. Die bundesdeutsche
Staatsrechtslehre zwischen Dezision und Integration 1949–1970, München
2004 (Ordnungssysteme, 15); Dominik Rigoll, Staatsschutz in Westdeutsch-
land. Von der Entnazifizierung zur Extremistenabwehr, Göttingen 2013
(Beiträge zur Geschichte des 20. Jahrhunderts, 13).
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internationaleres Forschungskollektiv notwendig gemacht: Anders
als beispielsweise bei der Erforschung des Reichsarbeitsministeri-
ums13 waren in das Forschungsvorhaben zu den Innenministerien
mit Ausnahme von Jane Caplan, die Mitglied des Beirats der For-
schungsgruppe war, keine weiteren ausländischen Wissenschaftle-
rinnen oder Wissenschaftler eingebunden14.

Angesichts ihres breiten Ansatzes hätte die Studie zudem durch
die Einbindung von Vertreterinnen und Vertretern anderer For-
schungsdisziplinen, wie etwa der Rechts- und Verwaltungswissen-
schaften, aber auch der Soziologie, Anthropologie und Psycholo-
gie noch profitieren können. Dies gilt insbesondere, da sie neben
der komplexen Frage der NS-Belastung auch wichtige weitere,
eher kulturwissenschaftliche als klassisch politikhistorische The-
men in den Blick nimmt: Es geht in der Studie ganz zentral auch um
Mentalitäten und Prägungen der Beamtinnen und Beamten, ihr
Selbstverständnis und ihre Netzwerke. Mithin wichtige Faktoren,
die einen großen Einfluss auf Karriereverläufe vor und nach 1945,
die Frage der Entnazifizierung und die Personalpolitik zum Aufbau
der Ressorts nach 1949 hatten.

Dessen ungeachtet ist die Studie zu den Innenministerien in
Ost- und Westdeutschland jedoch ein wichtiger weiterer Mosaik-
stein für die Geschichte der beiden deutschen Staaten von 1949
bis 1969, zumal es sich bei den betrachteten Innenministerien
nicht nur um Fachressorts mit eng begrenzten Aufgaben handelt,
sondern um wichtige Querschnittsressorts, denen eine Schlüssel-
rolle für die öffentliche Sicherheit, Gesetzgebung und Verwaltung
zukam.

Anders als beim Auswärtigen Amt15 oder beim Reichsjustizmi-
nisterium16 ist die Rolle des Reichsinnenministeriums im National-
sozialismus (und auch davor) bisher allenfalls partiell erforscht17.

13 Vgl. Alexander Nützenadel (Hg.), Das Reichsarbeitsministerium im
Nationalsozialismus. Verwaltung – Politik – Verbrechen, Göttingen 2017.
Hier wirkten mit Sandrine Kott und Elizabeth Harvey zwei profilierte Wis-
senschaftlerinnen aus dem europäischen Ausland mit, sowie daneben
Kiran Klaus Patel, der seit mehreren Jahren in Maastricht lehrt.
14 Die Forschungsgruppe des Projektes und ihr Beirat wird in einer
eigenen Internetseite umfassend vorgestellt: Forschungsgruppe zur
Geschichte der Innenministerien in Bonn und Ost-Berlin.
15 Vgl. Anm. 5.
16 Hervorzuheben sind: Ekkehard Reitter, Franz Gürtner, politische Biogra-
phie eines deutschen Juristen, Berlin 1976 (Beiträge zu einer historischen
Strukturanalyse Bayerns im Industriezeitalter, 13); Lothar Gruchmann, Jus-
tiz im Dritten Reich 1933–1940. Anpassung und Unterwerfung in der Ära
Gürtner, München 20012,(Quellen und Darstellungen zur Zeitgeschichte,
28), S. 3; Konstanze Braun, Dr. Otto Georg Thierack (1889–1946), Frankfurt
a. M. 2005 (Rechtshistorische Reihe, 325); Sarah Schädler, »Justizkrise« und
»Justizreform« im Nationalsozialismus. Das Reichsjustizministerium unter
Reichsjustizminister Thierack (1942–1945), Tübingen 2009 (Beiträge zur
Rechtsgeschichte des 20. Jahrhunderts, 61). Eine lange Auswahlbiographie
ist enthalten in der Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage
der Fraktion Die Linken vom 14. Dezember 2011, S. 17f. (vgl. Anm. 8).
17 Neben der damals noch im Erscheinen begriffenen Studie des Autors
zu Stuckart, erwähnt die vorstehend genannte Große Anfrage nur drei wei-
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Es ist daher schade und eigentlich kaum nachvollziehbar, weshalb
das BMI den Forschungsauftrag auf die Kontinuitäten der Nach-
kriegszeit begrenzt hat und sich die Historikerinnen und Histori-
ker dieser Beschränkung gebeugt haben. Andreas Wirsching und
Frank Bösch benennen dieses Defizit in ihrer Einleitung freimütig,
indem sie hervorheben, dass das Reichsinnenministerium eigent-
lich »bisher kaum erforscht« sei »und eine Analyse dieses Ressorts
für die Weimarer Republik und den Nationalsozialismus eine wei-
tere Untersuchung erforderlich gemacht hätte« (S. 23).

So beschränkt sich ihre Studie auf die Untersuchung von Kon-
tinuitäten und stützt sich hierbei auf das in biografischen Studien
– darunter diejenige des Autors – überlieferte Forschungswissen.
Hierbei wird die Chance einer eigenen Untersuchung und Bewer-
tung vergeben, mit der Folge, dass eine umfassende Untersuchung
von »Kontinuitäten« gerade in der Sachpolitik leider weitgehend
auf der Strecke bleibt: Das Autoren-/Autorinnenkollektiv der »Hüter
der Ordnung« erhielt keinen Raum, eigene Antworten auf die Fra-
gen zu geben, welche Bereiche – außerhalb der NS-Juden- und
»Euthanasiepolitik« sowie der Expansions- und Unterdrückungspo-
litik im Zweiten Weltkrieg – spezifisch »nationalsozialistisch« waren
oder vielleicht auch schon auf Entwicklungen im Kaiserreich oder
in der Weimarer Zeit zurückgingen, wie dies die Forschung etwa
für den Bereich der »Fürsorge«-18 oder der »Zigeunerpolitik«19

annimmt.

tere partielle Untersuchungen: Hans Mommsen, Beamtentum im Dritten
Reich. Mit ausgewählten Quellen zur nationalsozialistischen Beamtenpo-
litik, Stuttgart 1966 (Schriftenreihe der VfZ, 13); Günter Neliba, Wilhelm
Frick. Der Legalist des Unrechtsstaates. Eine politische Biographie, Pader-
born u. a. 1992; Stephan Lehnstaedt, Das Reichsministerium des Innern
unter Heinrich Himmler 1943–1945, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte
54 (2006), S. 639–672 und unterschlägt hierbei die wichtige Untersuchung
Winfried Süß‘, die auch den Medizinalbereich des Reichsinnenministeri-
ums in den Blick nimmt: Der »Volkskörper« im Krieg. Gesundheitspoli-
tik, Gesundheitsverhältnisse und Krankenmord im nationalsozialistischen
Deutschland 1939–1945, München 2003 (Studien zur Zeitgeschichte, 65), S.
95–126.
18 Marie-Luise Recker, Nationalsozialistische Sozialpolitik im Zweiten Welt-
krieg, München 1985 (Studien zur Zeitgeschichte, 29); Pierre Ayçoberry,
The Social History of the Third Reich, 1933–1945. New York, NY 1999; Eck-
art Reidegeld, Staatliche Sozialpolitik in Deutschland, Band 2: Sozialpoli-
tik in Demokratie und Diktatur 1918–1945, Wiesbaden 2006; Daniela Liebs-
cher, Freude und Arbeit. Zur internationalen Freizeit- und Sozialpolitik
des faschistischen Italien und des NS-Regimes. Köln 2009 (Italien in der
Moderne, 16).
19 Vgl. Marion Bonillo, »Zigeunerpolitik« im Deutschen Kaiserreich 1871–
1918, Frankfurt a. M. 2001; Rainer Hehemann, Die »Bekämpfung des
Zigeunerunwesens« im Wilhelminischen Deutschland und in der Weima-
rer Republik, Frankfurt a. M. 1987; Wolfgang Ayaß, Ein Gebot der nationa-
len Arbeitsdisziplin. Die Aktion »Arbeitsscheu Reich« 1938, in: ders., Reimar
Gilsenbach, Ursula Körber (Hg.), Feinderklärung und Prävention. Kriminal-
biologie, Zigeunerforschung und Asozialenpolitik, Berlin 1988 (Beiträge zur
nationalsozialistischen Gesundheits- und Sozialpolitik, 6), S. 43–74; Karola
Fings, Frank Sparing, Rassismus, Lager, Völkermord. Die nationalsozialisti-
sche Zigeunerverfolgung in Köln, Köln 2005, S. 93–108; Gilad Margalit, Die
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Die Untersuchung bloßer personeller Kontinuitäten ist dem-
gegenüber naturgemäß einfacher: hier reicht oft ein Blick in die
Geschäftsverteilungspläne vor und nach 1945, um festzustellen,
welche Akteure – und in seltenen Fällen Akteurinnen – ihre Karrie-
ren nach 1945 an gleicher oder ähnlicher Stelle fortsetzen konnten.
Die wirklich spannende Frage, ob sich hierbei ihre politischen Über-
zeugungen und Zielsetzungen verändert haben und warum dies
geschah oder inwiefern alte Überzeugungen auch die Nachkriegs-
politik prägten, lässt sich jedoch ohne deren gründliche Untersu-
chung im Kontext des Vorgängerressorts nur ungenügend beant-
worten.

Dieses grundlegende – aus den politischen Vorgaben der Auf-
tragsforschung resultierende Problem – wird auch nicht dadurch
geheilt, dass die Studie für sich in Anspruch nimmt, durch eine
deutsch-deutsche Perspektive besonders innovativ zu sein, da dies
Vergleichsmöglichkeiten für die unterschiedlichen Neuanfänge in
Ost und West geboten habe. Die Beobachtung, dass sich Ost- und
West-Deutschland nicht isoliert voneinander entwickelten und mit-
einander interagierten, ist nicht neu und verspricht 30 Jahre nach
dem Untergang der DDR nur noch einen begrenzten Erkenntnisge-
winn. So ist es auch kaum verwunderlich, dass die Studie hier letzt-
lich Bekanntes bestätigt: Die personellen NS-Kontinuitäten in der
DDR-Innenverwaltung waren deutlich geringer als im Westen, und
ja, der dort beschrittene Weg macht deutlich, dass man wohl auch
im Westen ohne schwer belastetes NS-Personal eine leistungsfä-
hige Verwaltung hätte aufbauen können.

Beobachter unkten bei der Auftragsvergabe durch das unions-
geführte BMI, dass es den Auftraggebern politisch wohlmöglich
darum gegangen sei, durch die Einbeziehung der DDR Parallelen
zwischen den autoritären Strukturen des »Dritten Reiches« und
der DDR sichtbar zu machen. Gerade diese vermeintliche politi-
sche Erwartung erfüllt die Studie jedoch nicht. Vielmehr machen
die Autorinnen und Autoren die unterschiedlichen Ausgangsbedin-
gungen und Strukturen in Ost und West sehr deutlich. Das DDR-
Postulat von der staatlichen Diskontinuität – mit allen ihren Fol-
gen, etwa bei der Verweigerung der Entschädigung von Opfern des
Holocaust – wird heutzutage freilich ebenso kritisch hinterfragt wie
die herrschende Kontinuitätslehre im Westen, die in der Bundesre-
publik einen Rumpfstaat des Reiches sieht.

Inhaltlich analysiert die Studie die Biographien des leitenden
Personals ab der Ebene der Referatsleiter (Frauen in Führungspo-
sitionen waren im Untersuchungszeitraum sowohl im Innenmi-
nisterium der DDR wie auch im Westen sehr rar) und untersucht,
welche Folgen sich aus der Personalauswahl für die Verwaltungs-
tätigkeit der Behörde ergaben. Die Verfasserinnen und Verfasser
stellen Biographie- und Karriereverläufe in Ost und West dar, um
hieran einen möglichst differenzierten Belastungsbegriff zu ent-
wickeln. Hier hätte man sich gewünscht, dass die typischen Exkul-

Nachkriegsdeutschen und »ihre Zigeuner«, Berlin 2001 (Dokumente, Texte,
Materialien, Zentrum für Antisemitismusforschung Berlin, 36), S. 117–173;
Katharina Stengel, Tradierte Feindbilder. Die Entschädigung der Sinti und
Roma in den fünfziger und sechziger Jahren, Frankfurt a. M. 2004.
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pationsnarrative der Betroffenen noch kritischer hinterfragt wor-
den wären. So hat die jüngere Forschung deutlich gemacht, dass
SS-Ehrenränge oder etwa die Mitgliedschaft in der Reiter-SS keines-
falls immer so harmlos waren wie sie von den Zeitgenossen unter
dem Eindruck der alliierten Strafverfolgung und Entnazifizierung
dargestellt wurden20. Viele erfanden für sich nachträglich – und
glaubten im Zuge ihrer erfolgreichen Integration in die Nachkriegs-
gesellschaft wohl später oftmals auch selbst daran – eine Zugehö-
rigkeit zum Widerstand oder eine »innerliche Gegnerschaft zum
Nationalsozialismus«21.

Dies ging einher mit einem eigentümlichen diktaturimmanen-
ten Selbstverständnis von »Anständigkeit«22: »Dass jemand ›dabei
gewesen‹, aber ›dennoch anständig‹ geblieben sei«, war – wie
Ulrich Herbert überzeugend dargelegt hat – ein bereits während
der NS-Zeit »zum Teil nur künstlich stilisiertes, zum Teil echtes und
insgeheimes Verständigungskriterium« unter Eingeweihten, durch
das deutlich gemacht werden sollte, ob sich jemand hatte »tat-
sächlich verbiegen lassen« oder unterhalb der unvermeidlichen
Pflichterfüllung einen geraden Sinn, Hilfsbereitschaft oder Men-
schenfreundlichkeit hatte erhalten können. Solche Unterschei-
dungen hätten in Diktaturen innerhalb von Gruppen mit klarem,
wenn auch nicht unbedingt explizitem Ehrenkodex präzise funktio-
niert und hätten sich auch nach dem Krieg als preiswerte Selbster-
höhung förmlich angeboten. Zudem habe in diesem Begriff auch
noch etwas anderes mitgeschwungen: »das Motto der inneren
Distanz, der emotionalen Unbeteiligtheit an dem Schrecklichen,
an dem man mittat, das […] insinuierte, selbst der an Verbrechen
Beteiligte könne, wenn er nur die bürgerlichen Sekundärtugenden
bewahre, ›anständig‹ bleiben«23. Auch Himmler strapazierte diesen
Begriff 1943 bei seiner Posener Rede, um das »Ethos« seiner Män-
ner anlässlich des Völkermordes zu unterstreichen.

Die Studie »Hüter der Ordnung« reduziert die Selbstwahrneh-
mung der Beteiligten demgegenüber fast ausschließlich auf ihr
Selbstverständnis als vermeintlich unpolitische Experten, Beamte,
die in jedem System ihren Dienst getan und ihre Pflicht erfüllt hät-
ten. Hierbei war für viele die Kontinuität des Antikommunismus ein
wichtiges Mittel, um sich mit dem neuen »Weststaat« zu identifizie-
ren. Inwieweit dies auch eine tatsächliche, positive Identifikation
mit dem neuen Staat des Grundgesetzes bedeutete, darf zumin-
dest für die Anfangsjahre bezweifelt werden. Offenbar reichte es
aber aus, wieder eine effiziente Verwaltung aufzubauen, die sich

20 Vgl. hierzu die Beiträge im ersten Teil des Sammelbandes »Entschul-
dungsnarrative« von Jan Eric Schulte, Michael Wildt (Hg.), Die SS nach 1945.
Entschuldungsnarrative, populäre Mythen, europäische Erinnerungsdis-
kurse, Göttingen 2018.
21 Vgl. etwa die Selbstdarstellung Wilhelm Stuckarts: Jasch, Civil Service
Lawyers.
22 Zum Topos der Anständigkeit in der Apologie von NS-Tätern vgl. Ulrich
Herbert, NS-Eliten in der Bundesrepublik, in: Wilfried Loth, Bernd-A. Rusi-
nek (Hg.), Verwandlungspolitik, NS-Eliten in der deutschen Nachkriegsge-
sellschaft, Frankfurt a. M., New York, NY 1998, S. 93–115, hier S. 110f.
23 Ibid.
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erst später – unter dem Druck der parlamentarischen Öffentlichkeit
und der Presse, aber auch der Rechtsprechung des Verfassungsge-
richtes – langsam demokratisierte.

Aufbauend auf der Forschung von Rudolf Morsey und Udo
Wengst24 legt die Studie »Hüter der Ordnung« eingangs dar (S.
57–68), welche Rolle ehemalige Beamte des NS-Reichsinnenmi-
nisteriums beim Aufbau der Bonner Ministerialbürokratie spiel-
ten. Namentlich Stuckarts rechte Hand im Bereich des Rasse-
und Staatsangehörigkeitsrecht Hans Maria Globke25, der ehe-
malige Mitarbeiter des Reichssportführers von Tschammer und
Osten, Hans Ritter von Lex, sowie Erich Keßler26, Kurt Jacobi27 und

24 Rudolf Morsey, Personal- und Beamtenpolitik im Übergang von der
Bizonen- zur Bundesverwaltung (1947–1950). Kontinuität oder Neube-
ginn?, in: ders. (Hg.): Verwaltungsgeschichte. Aufgaben, Ziele, Beispiele.
Vorträge und Diskussionsbeiträge der verwaltungsgeschichtlichen Arbeits-
tagung 1976 der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Ber-
lin (West) 1977, S. 191–238; Udo Wengst, Staatsaufbau und Regierungspra-
xis 1948–1953. Zur Geschichte der Verfassungsorgane der Bundesrepublik
Deutschland. Düsseldorf 1984 (Beiträge zur Geschichte des Parlamenta-
rismus und der politischen Parteien, 74); ders., Beamtentum zwischen
Reform und Tradition. Beamtengesetzgebung in der Gründungsphase der
Bundesrepublik Deutschland 1948–1953. Düsseldorf 1988 (Beiträge zur
Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, 84).
25 Zu Globke gibt es immer noch keine ausgewogene wissenschaftliche
Biographie, sondern nur zwei sehr gegensätzliche Arbeiten des Journa-
listen Jürgen Bevers, Der Mann hinter Adenauer. Hans Globkes Aufstieg
vom NS-Juristen zur Grauen Eminenz der Bonner Republik, Berlin 2009,
und die erstaunlich unkritische Darstellung von Erik Lommatzsch, Hans
Globke (1898–1973). Klaus Bästlein, Der Fall Globke. Propaganda und Jus-
tiz in Ost und West, Berlin 2018, versucht sich in einer Synthese, fokussiert
seine Forschung aber vor allem auf den Prozess, den die DDR Anfang der
1960er Jahre in absentia gegen Globke führte. Beamter im Dritten Reich
und Staatssekretär Adenauers, Frankfurt a. M. 2009. Wichtige Ansätze zur
Bewertung der Rolle von Globke und seines Staatssekretärskollegen Walt-
her Strauß bei der Deutung der Geschichte des Reichsinnenministeriums
und der Geschichte der Nürnberger Gesetze liefert Magnus Brechtken,
Nürnberger Gesetze. Nachgeschichte und Historiografie: Der Fall Globke,
in: ders., Hans-Christian Jasch, Christoph Kreutzmüller, Niels Weise (Hg.),
Die Nürnberger Gesetze – 80 Jahre danach. Vorgeschichte, Entstehung,
Auswirkungen, Göttingen 2017, S. 249–266. Leider wird auch dieser Ver-
such der politischen Umdeutung der Rolle des Reichsinnenministeriums zu
einem Ort des Widerstands gegen »die« SS in der Studie »Hüter der Ord-
nung« nicht thematisiert.
26 Erich Keßler (*15. Juli 1899 in Memel; †7. Februar 1989) passte ganz in
das Selbstbild derjenigen Beamten, die sich trotz ihrer frühen Nähe zum
Nationalsozialismus ganz im Selbstverständnis der Zeit als »die anständig
Gebliebenen« bezeichneten. Zwar war er 1933 als Abteilungsleiter des Poli-
zeipräsidiums in Recklinghausen und als kommissarischer Leiter des Wup-
pertaler Polizeipräsidiums bereits der NSDAP beigetreten, wurde jedoch
schon bald – nach eigener Darstellung angeblich nach Konflikten mit der
örtlichen Partei- und SA-Führung – nach Ostpreußen versetzt, wo er mit
Gauleiter Erich Koch aneinandergeriet. Dies ließ sich später wunderbar als
»allmähliche Distanzierung« darstellen, galt Koch doch als die Verkörpe-
rung des »unappetitlichen«, korrupten und damit »unanständigen« Nazi.
Aus dieser Perspektive fielen dann nicht ins Gewicht Keßlers spätere Refe-
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Otto Ehrensberger28. Globke und von Lex waren immerhin keine
NSDAP-Mitglieder sondern nur Mitglieder von Unterorganisationen
wie NSV oder NSRB gewesen. Die behauptete aktive Gegnerschaft
zum Nationalsozialismus scheint bei all diesen Herren angesichts
ihrer Positionen und Karriereverläufe jedoch als nachträgliche
wohlfeile Selbsterhöhung: So scheiterten beispielsweise Globkes
Bemühungen um einen NSDAP-Beitritt trotz eines warmen Refe-
renzschreibens seines Vorgesetzten Stuckart an seiner ehemali-
gen Zentrumsmitgliedschaft; aus Sicht der Parteikanzlei war diese
ein Indiz für seine Nähe zum politischen Katholizismus. Dies behin-
derte Globkes Karriere im RMdI jedoch kaum. Er übernahm zusätz-
liche Aufgaben und wurde vom Kriegsdienst freigestellt.

Diese Ausgangsbedingungen und die Tatsache, dass die Per-
sonalpolitik bei nunmehr unionsnahen ehemaligen RMdI-Beam-
ten lag – heute würde man von Seilschaften sprechen –, führten
dazu, dass sich schließlich bis 1970 knapp zwei Drittel des gesam-
ten Leitungspersonals im BMI aus Beamten (es waren auch damals
weit überwiegend Männer) rekrutierte, die bereits im NS-Regime
Verwaltungserfahrungen gesammelt hatten. Für den Medizinal-
bereich sind die alten Verbindungen, die auch T4-Ärzte einschlos-

ratsleitertätigkeit beim Chef der Zivilverwaltung im Reichsgau Wartheland,
die Leitung der Außenstelle der Zivilverwaltung in Lublin (November 1939),
wo er sicherlich an Maßnahmen gegen die polnische (und jüdische) Bevöl-
kerung mitwirkte, sowie die Versetzung an die Regierung in Kattowitz als
Regierungsvizepräsident (Juli 1940), wo er – wie die Bearbeiterin zurecht
bemerkt – vier Jahre in nächster Nähe zum NS-Vernichtungslager Ausch-
witz tätig war bevor er unter Himmler ins RMdI zurückgeholt wurde und
unter Stuckart das Referat I A (Verfassung und Verwaltung) leitete. Leicht
ließ sich auch eine Nähe zur Widerstandstätigkeit von Fritz-Dietlof Graf von
der Schulenburg (*5.9.1902, †10.8.1944) behaupten, auch jener NSDAP-
Mitglied von 1932 bis 1940 und Gegenspieler Erich Kochs, der als zeitwei-
liger Stellvertreter des Himmler-Mannes und Berliner Polizeipräsidenten
Wolf-Heinrich Graf von Helldorf fungierte und schließlich als stellvertre-
tender Oberpräsident von Ober- und Niederschlesien sicher ebenso gut
Bescheid wusste, was im Osten vor sich ging, und wie v. Helldorf schließ-
lich zum Widerstand fand. Beide wurden im August 1944 hingerichtet.
27 Kurt Jacobi (*23.10.1900) wurde 1933 im RMdI angestellt und trat
erst nach Aufhebung der Beitrittssperre am 1.5.1937 in die NSDAP (Nr.
5.919.812) ein. Er wurde am 28.8.1939 zum Ministerialrat befördert und
fungierte seit 1943 als Leiter der Unterabteilung für Reichsverteidigung
und Bevölkerungsschutz. Auf Anfrage Himmlers beim Reichsfinanzminis-
ter vom November 1943 wurde er im April 1944 zum Ministerialdirigenten
befördert. Er hielt nach 1945 weiterhin engen Kontakt mit seinem ehemali-
gen Vorgesetzten Wilhelm Stuckart. Vgl. Jasch, Stuckart, S. 477; Lehnstaedt,
Das Reichsministerium des Innern unter Heinrich Himmler.
28 Auch Otto Ehrensberger (*16.1.1887, †16.5.1968) war seit dem 1.3.1933
NSDAP-Mitglied (Nr. 3.524.242) und bezeichnete sich als »Mann des Wider-
stands«. Er war von 1938 bis 1945 im RMdI und leitete seit September 1940
als ständiger Vertreter Stuckarts die Abteilung I R (Zivile Reichsverteidi-
gung und besetzte Gebiete) und war damit Globkes Vorgesetzter. Nach
dem Krieg war Ehrensberger bis Juli 1945 in amerikanischen Lagern inter-
niert und anschließend von 1948 bis 1952 im bayerischen Staatsdienst
tätig, zuletzt als Ministerialdirektor beim Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hof.

2019 | 3
19./20. Jahrhundert – Histoire
contemporaine

DOI:
10.11588/frrec.2019.3.66574

Seite | page 10

Herausgegeben vom Deutschen
Historischen Institut Paris |
publiée par l’Institut historique
allemand

Publiziert unter | publiée sous
CC BY 4.0

https://journals.ub.uni-heidelberg.de/index.php/frrec/
https://doi.org/10.11588/frrec.2019.3.66574
https://www.dhi-paris.fr/home.html
https://www.dhi-paris.fr/home.html
https://www.dhi-paris.fr/home.html
https://www.dhi-paris.fr/home.html
https://www.dhi-paris.fr/home.html
https://creativecommons.org/
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


sen, sehr anschaulich anhand einer dem Buch beigefügten farbi-
gen Grafik illustriert. Bei diesen Verwaltungsexperten – außerhalb
des Medizinalwesens überwiegend Juristen – handelte es sich oft-
mals (etwa ein Viertel) um ehemalige Angehörige der Verwaltung
der besetzten Gebiete, für die das RMdI das Personal stellte. Die
Wahrscheinlichkeit, dass sie im »Osten« – wie Wilhelm Hagen als
Leiter des Gesundheitsamtes in Warschau oder Gerhard Scheff-
ler als Oberbürgermeister von Posen – am Holocaust oder an Ger-
manisierungsverbrechen mitwirkten, war sehr hoch, auch wenn
sie sich nicht immer umfassend belegen lässt. Das gilt auch für
Beamte mit einer zum Teil oppositionellen Einstellung wie Hagen,
der zunächst nach der Machtübergabe 1933 als SPD-Mitglied auf-
grund des Berufsbeamtengesetzes entlassen worden war und der
sich im Krieg bei Hitler für eine Verbesserung der Lebensverhält-
nisse für die polnische Bevölkerung einsetzte. Das hinderte ihn
nicht daran, sich an der Drangsalierung und Ermordung der Juden
im Warschauer Ghetto zu beteiligen.

Direkt aus dem ehemaligen RMdI stammte jedoch nur etwa ein
Zehntel der Mitarbeiter des BMI. Diese fanden sich allerdings oft-
mals auf Schlüsselpositionen wieder und konnten alte Verbindun-
gen fruchtbar machen. So etwa der Stuckart-Protégé Harry von
Rosen-von Hoewel. Die Darstellung seiner kometenhaften Nach-
kriegskarriere fällt in den »Hütern der Ordnung« leider nur sehr
knapp aus, da seine Personalakte den Bearbeiterinnen offenbar
nicht vorlag29. Von Rosen-von Hoewel trat 1950 als Oberregie-
rungsrat wieder in die Dienste des BMI und avancierte binnen kür-
zester Zeit zum Senatspräsidenten beim Bundesverwaltungsge-
richt und zum Oberbundesanwalt. Er strauchelte über einen Streit
mit einem Kollegen, sein außerdienstliches Engagement für die
Automatenindustrie – das Wochenmagazin Der Spiegel nannte ihn
»Automaten-Harry«30 – und schließlich auch noch eine Publikation
aus der NS-Zeit, die in der von Stuckart herausgegebenen juris-
tischen Postille »Die Verwaltung« das Polenstatut behandelte31,
und wurde schließlich entlassen. Er war 1940 von Stuckart ins RMdI
geholt worden und diente ihm als Co-Autor für staatsrechtliche
Skripte, die in der Reihe »Schaeffers Grundrisse« erschienen und
unter anderem die Judenpolitik des »Dritten Reiches« in kurzer,
anschaulicher Form thematisierten32.

29 Vgl. BArch PA 10 16784; Philipp Mützel, Schaeffers Grundrisse überdau-
ern die Zeiten, in: forum historiae iuris, 21.2.2002.
30 Vgl.: JURISTEN:Automaten-Harry, in Der Spiegel 12/1958 vom
19.03.1958, S. 29-30, in: https://www.spiegel.de/spiegel/print/
d-41760961.html
31 Vgl. Rosen-v. Hoewel, Das Polenstatut, in: Deutsche Verwaltung 1942,
S. 109ff.: »Es muss Aufgabe der von Deutschland in den eingegliederten
Ostgebieten errichteten neuen festen Ordnung sein, die deutsche Aufbau-
arbeit vor den vom Polentum drohenden Gefahren zu schützen. Hierzu
sind strenge Maßnahmen erforderlich, da sich das polnische Volk in seiner
Gesamtheit als gemeinschaftsschädlich erwiesen hat« (S. 110).
32 Vgl. Wilhelm Stuckart, Harry v. Rosen-v.Hoewel, Rolf Schiedermair, Der
Staatsaufbau des Deutschen Reiches in systematischer Darstellung (Neues
Staatsrecht III), Leipzig 1943, S. 24–27, hier im Abschnitt »Die Judenfrage«:
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Der Grad der Belastung des BMI-Personals ist frappierend: So
waren ca. zwei Dutzend der leitenden BMI-Mitarbeiter ehemalige
SS-Angehörige. Insgesamt umfasste das Ressort zudem deutlich
mehr ehemalige SA- und NSDAP-Mitglieder als die meisten ande-
ren Bonner Ressorts. Obgleich vor 1933 eingetretene »Alte Kämp-
fer« eigentlich nicht eingestellt werden sollten, kamen immerhin 14
von diesen im Laufe der 1950er-Jahre in Leitungspositionen – wie
nicht zuletzt Bundesinnenminister Hermann Höcherl, der bereits
1931 der NSDAP beigetreten war. Hatte 1950 noch kein Abteilungs-
leiter im BMI der NSDAP angehört, waren zehn Jahre später alle
sechs ehemalige Parteigenossen.

Ähnlich wie im Bundesjustizministerium33 vollzog sich diese
Entwicklung, obwohl die Leitungsebene des BMI zunächst nicht
mit Männern besetzt war, die den Nationalsozialismus aktiv befür-
wortet hatten: Weder Gustav Heinemann noch Robert Lehr waren
als Gefolgsleute des Nationalsozialismus in Erscheinung getre-
ten. Selbst Staatssekretär Ritter von Lex, der trotz seiner frühe-
ren BVP-Mitgliedschaft auch im »Dritten Reich« an verantwortli-
cher Stelle (Olympiavorbereitung 1936) seine Karriere fortsetzen
konnte und verschiedenen NSDAP-Gliederungen angehörte (s. o.),
scheint zumindest kein entschiedener Parteigänger gewesen zu
sein. Trotzdem stellte er schwer belastetes Personal ein und för-
derte es. Gerade Heinemann zeigte sich dann auch irritiert über die
ungehinderte Integration der ehemaligen »braunen Beamten«: Ein
Grund für Heinemanns Rücktritt 1950 wird von den Bearbeiterin-
nen und Bearbeitern daher auch nicht nur in dessen Widerstand
gegen die Wiederbewaffnung Westdeutschlands gesehen, sondern
auch in dessen Unmut über die Personalentwicklung in der Bonner
Ministerialbürokratie.

Personal, das im Nationalsozialismus verfolgt worden war, lässt
sich dagegen unter den 317 leitenden Mitarbeitern und Mitarbei-
terinnen buchstäblich an einer Hand abzählen: zwei wegen ihrer
»jüdischen Herkunft« zwangspensionierte Beamte sowie drei ent-
lassene SPD-Mitglieder. Diese wenigen hatten zum Teil Alibifunk-
tionen: Der aus dem chilenischen Exil »heimgeholte« Franz Herr-
mann leitete als Jude und NS-Gegner seit 1952 die Unterabtei-
lung Wiedergutmachung, die sich u.a. mit den Entschädigungen
der 1933 »verdrängten« Beamten befasste. Karl Brunke, ein SPD-
Mann, wurde unter Heinemann Inspekteur der Bereitschaftspo-
lizei der Länder. Bei anderen wie der Ärztin und Referatsleiterin

»Die Judenfrage wird erst dann vollständig gelöst sein, wenn es im Groß-
deutschen Reich keine Juden mehr gibt.«
33 Bundesjustizminister Thomas Dehler galt im »Dritten Reich« als »Ver-
sippter«, da seine Frau Jüdin war. Sein Staatssekretär Walther Strauß war
als Jude erst 1939 zum Protestantismus konvertiert, wurde also durch eine
»Mischehe« geschützt. Er musste Zwangsarbeit leisten und wurde Zeuge,
wie seine Eltern, der Nephrologe Hermann Strauß und seine Frau Elsa,
1942 nach Theresienstadt deportiert wurden, wo sie ermordet wurden.
Vgl. Görtemaker, Safferling, Die Akte Rosenburg, S. 86–112; Friedemann
Utz, Preuße, Protestant, Pragmatiker. Der Staatssekretär Walter Strauß
und sein Staat, Tübingen 2003 (Beiträge zur Rechtsgeschichte des 20. Jahr-
hunderts, 40); Udo Wengst, Thomas Dehler 1897–1967. Eine politische Bio-
graphie. München 1997.
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Maria Daelen wird die angebliche Verbindung zum »Widerstand«
– ein beliebtes Exkulpationsnarrativ – nicht substanziell erhärtet.
Vielmehr lässt der Verweis auf den zwielichtigen Hans Bernd Gise-
vius – selbst Angehöriger rechter Kampfgruppen und NSDAP-»Mai-
käfer« (Beitritt zum 9. Juni 1933)34, der sich durch seine Memoiren
und OSS-Verbindungen zum Helden und Globke zu einem späten
Mann des Widerstands stilisierte –zweifeln und zeigt nur allzu deut-
lich, wie schwierig der Begriff »Widerstand« in diesem Kontext ist.

In der DDR verlief die Entwicklung anders: Das Führungsperso-
nal kam aus dem sowjetischen Exil und frisch geschulte, oftmals
junge Mitarbeiter, die auch wegen ihres Alters unbelastet waren,
übernahmen die mittlere Führungsebene. Auch mit diesen admi-
nistrativ unerfahrenen Mitarbeitern wurde das Ministerium des
Innern (MdI) rasch Teil eines wirksamen Repressionsapparates, der
eine Polizeiverwaltung und Administration aufbaute, die die Macht-
stellung der SED sicherte. Nur in den zivilen und wissenschaftli-
chen Abteilungen stützte sich auch das MdI der DDR stärker auf
etablierte Experten, die zum Teil auch NS-belastet waren. Der Anteil
ehemaliger NSDAP-Mitglieder in Leitungspositionen im MdI der
DDR war jedoch – wie zu erwarten – deutlich geringer als im Wes-
ten: Auf der Leitungsebene (vom Referatsleiter aufwärts) betrug er
1950 sechs Prozent. Allerdings stieg er im Sicherheitsbereich 1955
auf rund elf Prozent. Anders als im Westen, wo die biographischen
Angaben der Mitarbeiter oder Verdachtsmomente nach 1949 nur
selten verfolgt wurden, fanden im Osten von Beginn an Überprü-
fungen der Vergangenheit statt, die auch in den 1950er-Jahren fort-
geführt wurden. Für die DDR wurden diese Überprüfungen auch zu
einem propagandistischen Mittel, um ihre moralische Überlegen-
heit gegenüber der Bundesrepublik zu unterstreichen, während
zugleich der Repressionsapparat im Innern ausgeweitet wurde.

Heute gilt es, Liberalität und Zivilisation gegen immer hefti-
gere populistische Anfeindungen zu verteidigen. Darum sind den
»Hütern der Ordnung« viele Leser zu wünschen. Denn diese Studie
macht nur allzu deutlich, wie mühsam der Aufbau eines demokra-
tischen und liberalen Rechtsstaates nach 1949 war und wie wich-
tig es ist, diesen zu erhalten und weiter zu entwickeln, damit aus
Sicherheits- keine Repressionsapparate werden.

34 BArch BDC, PK-Akte von Hans Bernd Gisevius, verwahrt als Mikrofilm PK
D 59, Bild 600.
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